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1. Instanz

Aktenzeichen S 1 P 69/03
Datum 09.01.2004

2. Instanz

Aktenzeichen L 7 P 6/04
Datum 18.06.2004

3. Instanz

Datum -

I. Die Berufung des KlÃ¤gers gegen den Gerichtsbescheid des Sozialgerichts
Bayreuth vom 9. Januar 2004 wird zurÃ¼ckgewiesen.
II. AuÃ�ergerichtliche Kosten sind nicht zu erstatten.
III. Die Revision wird nicht zugelassen.

Tatbestand:

Zwischen den Beteiligten ist die WeitergewÃ¤hrung von Leistungen nach
Pflegestufe I Ã¼ber den Monat Juni 2003 hinaus streitig.

Der 1950 geborene KlÃ¤ger leidet an einer terminalen Niereninsuffizienz mit
Dialysepflicht, einer peripheren arteriellen Verschlusskrankheit mit Zustand nach
Unterschenkelamputation links, VorfuÃ�amputation rechts (August 2002) und
Nekrosen an mehreren Fingern.

Am 04.03.2002 beantragte er Leistungen der gesetzlichen Pflegeversicherung. Im
Gutachten des Medizinischen Dienstes der Krankenversicherung in Bayern (MDK)
vom 24.06.2002 wurde ein Hilfebedarf der Pflegestufe I festgestellt (KÃ¶rperpflege
36 Minuten, ErnÃ¤hrung 8 Minuten, MobilitÃ¤t 6 Minuten = Grundpflegebedarf von
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insgesamt 50 Minuten tÃ¤glich und zusÃ¤tzlicher Hilfebedarf bei der
hauswirtschaftlichen Versorgung von 60 Minuten pro Tag). Mit Bescheid vom
26.06.2002 bewilligte die Beklagte dementsprechend ab Antragstellung Leistungen
der Pflegestufe I.

Am 13.02.2003 stellte der KlÃ¤ger einen HÃ¶herstufungsantrag. Im MDK-Gutachten
vom 07.05.2003 wurde die Auffassung vertreten, dass sich der Hilfebedarf im
Vergleich zur Vorbegutachtung deutlich vermindert habe. Aufgrund des zeitlichen
Gesamtumfangs fÃ¼r die Grundpflege kÃ¶nne keine Pflegestufe mehr zuerkannt
werden. Die Greiffunktion der HÃ¤nde sei wieder ausreichend, motorisch wÃ¼rden
kaum mehr StÃ¶rungen bestehen. Der Versicherte sei zwar nicht mehr gehfÃ¤hig,
kÃ¶nne sich aber mit dem Rollstuhl innerhalb der Wohnung vollkommen
selbstÃ¤ndig fortbewegen. Auch Transfers wÃ¼rden selbstÃ¤ndig erfolgen. Beim
Waschen sei nur noch Hilfe beim UnterkÃ¶rper erforderlich. Baden sei derzeit nicht
mÃ¶glich. WC-GÃ¤nge wÃ¼rden vollkommen selbstÃ¤ndig erfolgen. Auch die
Urinflasche leere er selbstÃ¤ndig. Am gedeckten Tisch komme er alleine zu Recht.
Eine mundgerechte Zubereitung der Nahrung sei nicht mehr erforderlich.

Nach erfolgter AnhÃ¶rung stellte die Beklagte mit Bescheid vom 03.06.2003 die
Zahlung des Pflegegeldes zum 30.06.2003 ein. Mit seinem Widerspruch machte der
KlÃ¤ger geltend, der bisherigen Eingruppierung in die Pflegestufe I habe die
Amputation seines linken Unterschenkels sowie eine medizinische Begutachtung
zugrunde gelegen. Da ihm zwischenzeitlich auch der VorfuÃ� des rechten Beines
habe amputiert werden mÃ¼ssen und er daraufhin die Pflegestufe II beantragt
habe, kÃ¶nne er die Entscheidung nicht nachvollziehen. Im Aktenlagegutachten des
MDK vom 14.07.2003 wurde erneut ausfÃ¼hrlich dargelegt, dass Pflegestufe I nicht
mehr erreicht werde. Mit Widerspruchsbescheid vom 22.07.2003 wies die Beklagte
den Widerspruch als unbegrÃ¼ndet zurÃ¼ck und verwies dabei im Wesentlichen
auf die Ergebnisse der eingeholten Gutachten.

Zur BegrÃ¼ndung seiner Klage hat der KlÃ¤ger ausgefÃ¼hrt, sein Wirkungskreis sei
durch die zusÃ¤tzliche Amputation des rechten VorfuÃ�es weiter beeintrÃ¤chtigt, so
dass er eine erhÃ¶hte Pflegehilfe in Anspruch nehmen mÃ¼sse. Seine MobilitÃ¤t
beschrÃ¤nke sich auf den Rollstuhl. Aufgrund mehrerer Treppenstufen kÃ¶nne er
weder EinkÃ¤ufe tÃ¤tigen noch die Wohnung eigenstÃ¤ndig verlassen oder
aufsuchen. Beim Kochen, Waschen und BÃ¼geln der WÃ¤sche sowie der Reinigung
der Wohnung sei er ebenfalls auf Hilfe angewiesen, da nicht alle Bereiche von ihm
mit dem Rollstuhl erreicht werden kÃ¶nnten.

Nach Beiziehung von zahlreichen medizinischen Befundunterlagen hat das Gericht
Beweis erhoben durch Einholung eines SachverstÃ¤ndigengutachtens von Dr.T. vom
21.10.2003. In seinem Gutachten kam der SachverstÃ¤ndige zusammengefasst zu
dem Ergebnis, seit dem Zeitpunkt der Begutachtung durch den MDK vom
26.03.2003 liege bei im Wesentlichen Ã¼bereinstimmenden Pflegebedarf-
Feststellungen Pflegestufe I zum jetzigen Zeitpunkt nicht mehr vor. In den
VerhÃ¤ltnissen, die die Pflegestufe I begrÃ¼ndet hatten, sei sowohl eine Besserung
festzustellen, als auch die Aussage zu treffen, dass ein Teil der Pflegeleistungen, die
damals anerkannt worden seien, nicht in vollem Umfange so erforderlich gewesen
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wÃ¤ren. Da aber bei kritischer Betrachtung der Hilfsnotwendigkeiten auch ohne
diese Ã¼berhÃ¶hten Feststellungen die Pflegestufe I wohl erreicht worden wÃ¤re,
kÃ¶nne der Besserungssachverhalt insgesamt als Ã¼berwiegend angesehen
werden.

Dem Ergebis des Gutachtens hat sich der KlÃ¤ger nicht anzuschlieÃ�en vermocht
und seine Klage weiter aufrecht erhalten. Der Pflegeaufwand sei nicht ausreichend
berÃ¼cksichtigt.

Mit Gerichtsbescheid vom 09.01.2004 hat das SG die Klage abgewiesen. Die
Beweisaufnahme habe vorliegend ergeben, dass die Voraussetzungen der
Pflegestufe I nicht mehr vorliegen. Das ergebe sich aus den im Wesentlichen
Ã¼bereinstimmenden Gutachten des MDK und von Dr.T â�¦ Das Gericht schlieÃ�e
sich bei dieser Beurteilung vor allem den Ã¼berzeugenden Feststellungen von Dr.T.
an, der zum einen schlÃ¼ssig dargelegt habe, dass die Voraussetzungen der
Pflegestufe I nicht mehr vorliegen, zum anderen, dass die frÃ¼heren Feststellungen
im Ergebnis nicht unzutreffend gewesen seien, sondern der Wegfall der Pflegestufe I
auf einer Verringerung des Hilfebedarfs beruhe. Im Bereich der Grundpflege ergebe
sich ein Gesamtzeitbedarf von 30 Minuten. Die hauswirtschaftliche Versorgung sei
in einem Umfang von 115 Minuten erforderlich. Da das Vorliegen der Pflegestufe II
einen berÃ¼cksichtungsfÃ¤higen Hilfebedarf von insgesamt mindestens 180
Minuten tÃ¤glich, davon mindestens 45 Minuten Grundpflege voraussetze, bzw. die
Pflegestufe I einen berÃ¼cksichtungsfÃ¤higen Hilfebedarf von mindestens 90
Minuten tÃ¤glich, davon Ã¼ber 45 Minunten Grundpflege erfordere, werde keine
Pflegestufe mehr erreicht. Der im Gutachten vom 24.06.2002 angefÃ¼hrte
Hilfebedarf bei der Entleerung des Urinbeutels, Richten der Bekleidung, der
mundgerechten Zubereitung der Speisen, bei der GanzkÃ¶rperwÃ¤sche und bei
einer TeilwÃ¤sche des UnterkÃ¶rpers habe sich durch die erreichte Ã�bung,
Anpassung und GewÃ¶hnung vermindert. Wenn gleich der damalige Zeitansatz als
besonders hoch angesehen werden mÃ¼sse, kÃ¶nne andererseits nicht davon
ausgegangen werden, dass die damalige Anerkennung einer Pflegestufe zu Unrecht
erfolgt wÃ¤re. Die Pflegestufe I sei dann aufgrund einer Verringerung des
Hilfebedarfs entfallen. Zweifellos stelle die zusÃ¤tzliche Amputation des rechten
VorfuÃ�es im August 2002 eine weitere BeeintrÃ¤chtigung des
Gesundheitszustandes des KlÃ¤gers dar. Gleichwohl sei dies fÃ¼r die zu treffende
Beurteilung nicht ausschlaggebend. Krankheiten bzw. Behinderungen seien fÃ¼r
das Vorliegen einer PflegebedÃ¼rftigkeit nach dem Elften Buch Sozialgesetzbuch
(SGB XI) zwar Voraussetzung und zwar in dem Sinne, dass nur ein solcher
Hilfebedarf bei den gewÃ¶hnlichen und regelmÃ¤Ã�ig wiederkehrenden
Verrichtungen im Ablauf des tÃ¤glichen Lebens auf Dauer zu berÃ¼cksichtigen sei,
der durch diese Krankheiten bzw. Behinderungen hervorgerufen werde.
Entscheidend bleibe aber der vorhandene Hilfebedarf bei den abschlieÃ�end im
Gesetz aufgezÃ¤hlten Katalogverrichtungen. Dieser erreiche nach den als
zutreffend zu erachtenden Stellungnahmen des medizinischen SachverstÃ¤ndigen
Dr.T. , der sich in dieser Beurteilung in Ã�bereinstimmung mit dem MDK befinde,
das AusmaÃ� der Pflegestufe I nicht mehr. Etwas anderes ergebe sich auch nicht
aus den Angaben des KlÃ¤gers und der Pflegepersonen anlÃ¤sslich der
durchgefÃ¼hrten Untersuchung bzw. aus den SchriftsÃ¤tzen des KlÃ¤gers.
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Abgesehen von den berÃ¼cksichtigten Hilfeleistungen wÃ¼rden auch nach den
Angaben des KlÃ¤ger bzw. der Pflegepersonen MaÃ�nahmen der Grundpflege wie
KÃ¤mmen und ZÃ¤hneputzen eigenstÃ¤ndig durchgefÃ¼hrt. MaÃ�nahmen der
Behandlungspflege seien nur einzubeziehen, soweit sie die in unmittelbaren und
untrennbaren Zusammenhang mit MaÃ�nahmen der Grundpflege stÃ¼nden und
von einer Pflegeperson durchgefÃ¼hrt werden mÃ¼ssten. Diese Voraussetzungen
seien beim Wickeln bzw. Verbinden von Stumpf und Ferse nicht gegeben. Soweit
Hautpflege erforderlich sei, kÃ¶nne diese selbst durchgefÃ¼hrt werden. Dass der
KlÃ¤ger fÃ¼r die von ihm selbst zu erbringenden MaÃ�nahmen der Grundpflege
lÃ¤nger brauche als eine gesunde Person sei durchaus nachvollziehbar. Dieser
Mehraufwand sei jedoch nicht einrechnungsfÃ¤hig, sondern lediglich Hilfen anderer
Personen im Rahmen des abschlieÃ�end geregelten Katalogs des Â§ 14 Abs.4 SGB
XI. MobilitÃ¤t sei mit dem Rollstuhl gegeben.

Der KlÃ¤ger beantragt sinngemÃ¤Ã�, den Gerichtsbescheid des Sozialgerichts
Bayreuth vom 09.01.2004 sowie den Bescheid vom 03.06.2003 in der Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 22.07.2003 aufzuheben und die Beklagte zu
verurteilen, ihm Ã¼ber den Monat Juni 2003 hinaus Leistungen nach der Pflegestufe
I zu bewilligen.

Die Beklagte beantragt, die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Sie hÃ¤lt den Gerichtsbescheid des SG Bayreuth fÃ¼r zutreffend. Desweiteren weist
sie darauf hin, Krankheiten oder Behinderungen seien zwar die Ursache der
PflegebedÃ¼rftigkeit, jedoch diene nicht die Schwere der Erkrankung oder
Behinderung als Grundlage der Bestimmung der PflegebedÃ¼rftigkeit, sondern
allein der aus der konkreten FunktionseinschrÃ¤nkung resultierende Hilfebedarf in
Bezug auf die gesetzlich definierten Verrichtungen.

Zur ErgÃ¤nung des Tatbestandes wird im Ã�brigen auf den Inhalt der
Verwaltungsunterlagen der Beklagten und der Verfahrensakten beider
RechtszÃ¼ge Bezug genommen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die form- und fristgerecht eingelegte Berufung ist zulÃ¤ssig (Â§Â§ 141, 151
Sozialgerichtsgesetz â�� SGG -), ein AusschlieÃ�ungsgrund (Â§ 144 Abs.1 SGG) liegt
nicht vor.

In der Sache erweist sich das Rechtsmittel als unbegrÃ¼ndet.

Zu Recht hat das SG Bayreuth mit Gerichtsbesbescheid vom 09.01.2004 die Klage
abgewiesen, da die zugrunde liegenden Bescheide der Beklagten vom 03.06.2003
und 22.07.2003 nicht zu beanstanden sind. Denn dem KlÃ¤ger steht Pflegegeld der
Pflegestufe I Ã¼ber Juni 2003 hinaus nicht zu. Denn in den VerhÃ¤ltnissen, die der
Bescheiderteilung vom 26.06.2002 zugrunde gelegen haben, ist eine wesentliche
Ã�nderung im Sinne einer Besserung eingetreten.
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GemÃ¤Ã� Â§ 48 Abs.1 Satz 1 Zehntes Buch Sozialgesetzbuch (SGB X) ist ein
Verwaltungsakt mit Wirkung fÃ¼r die Zukunft aufzuheben, soweit in den
tatsÃ¤chlichen oder rechtlichen VerhÃ¤ltnissen, die beim Erlass des
Verwaltungsaktes mit Dauerwirkung vorgelegen haben, eine wesentliche
Ã�nderung eintritt.

Dass in den VerhÃ¤ltnissen, die der Bescheiderteilung vom 26.06.2002 zugrunde
gelegen haben, eine wesentliche Ã�nderung im Sinne einer Besserung eingetreten
ist, ist aus den Gutachten des MDK vom 07.05.2003 und 14.07.2003 zu folgern, die
der gerichtlich bestellte SachverstÃ¤ndige Dr.T. in seinem Gutachten vom
21.10.2003 bestÃ¤tigt hat.

Der Senat folgt im Ã�brigen den AusfÃ¼hrungen des SG in den
EntscheidungsgrÃ¼nden des angefochtenen Gerichtsbescheides und sieht
gemÃ¤Ã� Â§ 153 Abs.2 SGG von einer weiteren Darstellung der
EntscheidungsgrÃ¼nde ab.

Somit war die Berufung des KlÃ¤gers gegen den Gerichtsbescheid des
Sozialgerichts Bayreuth vom 09.01.2004 zurÃ¼ckzuweisen.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG.

GrÃ¼nde fÃ¼r die Zulassung der Revision gemÃ¤Ã� Â§ 160 Abs.2 Nrn.1 und 2 SGG
liegen nicht vor.

Erstellt am: 07.09.2004

Zuletzt verändert am: 22.12.2024
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